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9. Der Gemeinderat informiert 

10. Diverses 
 

Gemeinderat Biel-Benken  
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1. Protokoll der Gemeindeversammlung vom 16. September 2014  

Wir verweisen auf das dieser Einladung beigelegte Beschlussprotokoll. 
 
 

2. Finanzplan 2015 - 2019 

Die Planungsunterlagen können während den öffentlichen Schalterstunden bei der Ge-
meindeverwaltung bezogen oder bestellt werden. Siehe auch www.biel-benken.ch. 
 
 

3. Budget 2015 

Das Budget schliesst mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 354‘222.00 ab (Vorjahr: Er-
tragsüberschuss von Fr. 145‘932.00). Der Ertrag erhöhte sich gegenüber dem Vorjahres-
budget um Fr. 760‘072.00 (+ 5.3 %) auf Fr. 14‘992‘529.00. Der Aufwand steigerte sich um 
Fr. 551‘782.00 (+ 3.9 %) auf Fr. 14‘638‘307.00. 
 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2015 zu ge-
nehmigen und die Gemeindesteuern, Abgaben und Gebühren wie folgt festzuset-
zen: 
 

Gemeindesteuern  

49% Zuschlag zur Staatssteuer als Einkommens- und Vermögenssteuer (§ 19 
StG) 

wie bisher 

3.5 % Ertragssteuer der juristischen Personen (§ 58 Abs. 2 StG) wie bisher 

2 ‰ Kapitalsteuer der juristischen Personen (§ 62 Abs. 2 StG) wie bisher 

2 ‰ Vom satzbestimmenden Einkommen als Feuerwehr-Ersatzabgabe; min-
destens Fr. 50.00, maximal Fr. 400.00 

wie bisher 

 

Wasser Tarif in Fr.   

Grundgebühr 60.00 pro Wasseranschluss wie bisher 

Grundgebühr pro Mehrfamilien-
haus 

60.00 pro Haushalt wie bisher 

Mengengebühr 1.80 pro m3  wie bisher 

Mengengebühr für Gewerbe-
treibende 

1.80 für Bezüge bis 1200 m3 pro Jahr 
und Wassersanschluss und pro 
m3 

wie bisher 

Mengengebühr für Gewerbe-
treibende 

1.20 für Bezüge ab 1201 m3 pro Jahr 
und Wasseranschluss und pro m3 

wie bisher 

 

Abwasser Tarif in Fr.   

Grundgebühr 120.00 pro Wasseranschluss wie bisher 

Grundgebühr für Mehrfamilien-
häuser 

120.00 pro Haushalt wie bisher 

Mengengebühr 2.50 pro m3  neu (bisher Fr. 
3.00 pro m3) 

 
 

Die genannten Tarife erhöhen sich noch um die gesetzliche Mehrwertsteuer (2,5 % für 
Wasser, 8 % für Abwasser). Für Gewerbebetriebe mit mehreren Wasseranschlüssen wird 
pro Betrieb nur eine Grundgebühr erhoben bzw. die Bezugsmenge zusammengezogen. 
Private Haushalte werden jedoch separat abgerechnet. 
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Bericht der Rechnungsprüfungskommission zum Budget und den An-
trägen des Gemeinderates für das Jahr 2015 

Die Rechungsprüfungskommission hat das Budget für das Jahr 2015, beinhaltend die Er-
folgsrechnung, die Investitionsrechnung und die Anträge des Gemeinderates geprüft. Die 
Erfolgsrechnung sieht für 2015 einen Ertragsüberschuss von CHF 354‘222.00 vor. Der 
Gemeinderat und die Verwaltung haben unsere Fragen zum Budget 2015 ausführlich und 
zu unserer Zufriedenheit beantwortet.   
 
Wir empfehlen der Gemeindeversammlung, das Budget zu genehmigen und den An-
trägen des Gemeinderates zuzustimmen. 
 

Die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission: 
Philipp Hägeli (Präsident), Jean-Pierre Frefel (Vizepräsident), Christian Eich, Rolf Scheu-
ber, Michel Moullet 
 
 

4. Hochwasserschutz entlang des Birsig / Planungskredit 

Ausgangslage 
In der Gemeinde Biel-Benken treten regelmässig Hochwasser am Birsig auf. In Abhängig-
keit von der Abflussintensität entstehen dadurch Schäden an den Liegenschaften entlang 
des Gewässers. 
 
Im Jahr 2002 wurde im Auftrag des Tiefbauamtes Basel-Landschaft ein Projekt für einen 
100-jährigen Hochwasserschutz ausgearbeitet. Dieses Projekt beinhaltete diverse Mass-
nahmen (kleine Dämme, Mauern etc.) entlang des Gewässers und Durchlassvergrösse-
rungen bei den Brücken. Das Projekt wurde aus ästhetischen und finanziellen Gründen 
nicht umgesetzt. 
 
Mit dem Hochwasser vom 9. August 2007 wurde das Thema Hochwasserschutz wieder 
aktuell, wobei diesmal ein überregionaler Lösungsansatz angestrebt wurde. Um den wir-
kungsvollen Schutz der Gemeinden Oberwil, Therwil und Biel-Benken entlang des Birsig 
zu gewährleisten, wurde die Errichtung eines Hochwasserschutzdammes oberhalb des 
Siedlungsgebietes von Biel-Benken geprüft. Technisch ist ein solcher Damm möglich, auf-
grund des begrenzten Volumens sind für ein HQ100 jedoch zusätzlich Schutzmassnahmen 
entlang des Gewässers notwendig. 
 
Da auch diese Variante aus ästhetischen und finanziellen Gründen auf Kritik stiess, wurde 
die „Arbeitsgruppe Hochwasserschutz“ gebildet. Ziel der Arbeitsgruppe ist es, den betrof-
fenen Landeigentümern, Anwohnern etc. die Möglichkeit zur Mitwirkung zu geben und ge-
gebenenfalls neue Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Bereits heraus kristallisiert hat 
sich, dass Massnahmen für ein HQ30 aus dem Gesamtprojekt herausgelöst und vorgezo-
gen werden können, allerdings mit einer anderen Finanzierung (vgl. dazu nachfolgend).  
 
Unabhängig von den Ergebnissen der Arbeitsgruppe gibt es zwei Projekte, die den gesetz-
lich vorgesehenen Hochwasserschutz eines HQ100 zum Ziel haben und dieses Ziel auch 
erfüllen: Das konventionelle Bachausbauprojekt des Tiefbauamtes Basel-Landschaft und 
das Dammprojekt der drei Gemeinden Therwil, Oberwil und Biel-Benken. Nachdem zwi-
schenzeitlich die Gemeinde Therwil die Führungsrolle in der Angelegenheit übernommen 
hatte, hat sich heraus gestellt, dass das Ganze zu umfangreich ist, um von einer Gemein-
de alleine durchgeführt zu werden. Aus diesem Grund beantragten die drei beteiligten 



Einladung Gemeindeversammlung vom 8. Dezember 2014  Seite 4 von 13 

Gemeinden dem Kanton die Rückübernahme der Projektleitung. Der Kanton hat sich 
grundsätzlich bereit erklärt, die Projektleitung wieder zu übernehmen und die beiden Pro-
jekte weiterzuverfolgen. Die Projekte sind aber nicht auf demselben bzw. einem be-
schlussreifen Stand, weshalb sie aktualisiert bzw. weiter ergänzt werden müssen.  
 
 
Projekt Konventioneller Bachausbau 
Auftraggeber: TBA BL (Bauprojekt 2002) 

 Das Projekt beinhaltet Massnahmen entlang des Gewässers (Mauern, Dämme) und 
Durchlassvergrösserungen bei den Brücken. 

 Von diesem Projekt sind deutlich mehr Landeigentümer betroffen als vom Projekt 
Damm. 

 Noch nicht gelöst ist in diesem Projekt das Problem „Rückstau in die Kanalisation“. 

 Die Kosten für dieses Projekt liegen vor. Diese müssen aufgrund der Teuerung ange-
passt werden. Zudem soll für eine bessere Vergleichbarkeit mit dem Dammprojekt 
(Kosten-Nutzen-Verhältnis) das Projekt bis nach Therwil erweitert werden. 

 
Projekt Hochwasserschutzdamm 
Auftraggeber: Gemeinden Biel-Benken, Therwil und Oberwil (Vorstudie 2013) 

 Zusätzlich zum Hochwasserschutzdamm sind entlang dem Birsig weitere Schutzmass-
nahmen notwendig. Der Umfang dieser Massnahmen ist noch nicht bekannt, dafür sind 
diverse hydraulische Berechnungen erforderlich. 

 Die bisherigen Kostenangaben zum Damm sind sehr grobe Werte und damit nicht mit 
den Berechnungen für das Projekt vom TBA BL vergleichbar. 

 Den Gemeinden liegen Offerten für ein Vorprojekt über Fr. 160‘000.00 vor. Mit dem 
Vorprojekt wird das Projekt Hochwasserschutzdamm auf den gleichen Stand gebracht 
wie das Projekt Konventioneller Bachausbau, um eine Vergleichbarkeit zu erreichen.  

 Der Drosselabfluss des Dammbauwerkes entspricht in etwa einem HQ30. Das heisst die 
begleitenden Massnahmen am Birsig müssen in etwa auf einen 30-jährigen Hochwas-
serabfluss ausgelegt werden. 

 Es ist möglich, diese Massnahmen für ein HQ30 aus dem Projekt Hochwasserschutz-
damm herauszulösen und solitär zu realisieren, entweder als Vorleistung zu einem 
Damm, oder als Projekt mit einem reduzierten Schutzziel. Wird das Schutzziel unter ein 
HQ100 reduziert, verbleiben die Kosten vollumfänglich bei der Gemeinde Biel-Benken. 

 Die Arbeitsgruppe Hochwasserschutz befürwortet die Prüfung von Schutzmassnahmen 
für das Schutzziel HQ30, auch wenn diese nicht subventioniert werden. 

 Da die Hochwasserschutzmassnahmen entlang des Birsig für ein HQ30 in den Offerten 
zum Vorprojekt enthalten sind, macht ist in jedem Fall sinnvoll, dem Planungskredit für 
die Aktualisierung der Vorprojekte zuzustimmen. Liegen die Ergebnisse vor, kann ent-
schieden werden, welches Schutzziel weiter verfolgt werden soll. 

 
 
Planungsziel 
In Zusammenhang mit den Hochwasserschutzprojekten hatten die Gemeinden Oberwil, 
Therwil und Biel-Benken am 5. September 2013 anlässlich einer Besprechung unter ande-
rem mit der Fachstelle Wasserbau des Kantons Basel-Landschaft besprochen, dass die 
Projekte Konventioneller Bachausbau und Hochwasserschutzdamm auf Vorprojektstufe 
gebracht werden müssen, bevor die Rückgabe der Projekte an den Kanton realisiert wer-
den kann. 
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Kostentragung 
Regierungsrätin Pegoraro sicherte den Gemeinden anlässlich einer Besprechung vom 28. 
Mai 2014 zu, dass der Kanton die für die Aktualisierung anfallenden Projektierungskosten 
um Umfang von ca. 80% übernehme, die Vorfinanzierung habe aber durch die Gemeinden 
zu erfolgen. Da das Projekt Hochwasserschutz mehrere Millionen betrage, sei der Projek-
tierungskredit mit einer Landratsvorlage zu bewilligen. Die Vorfinanzierung mit den aufge-
laufenen Projektierungskosten für die Vorprojekte Konventioneller Bachausbau und 
Hochwasserschutzdamm durch die Gemeinden sollen mit der Landratsvorlage genehmigt 
werden. Vorbehalten bleibe die Genehmigung der Landratsvorlage. 
 
Der frühere Kostenteiler zwischen den Gemeinden Oberwil, Therwil und Biel-Benken be-
trug 10 / 45 / 45%. Der Gemeinderat von Oberwil hat am 20. Oktober 2014 seinen Kos-
tenanteil für die Vorprojektstufe im Sinne einer freundnachbarschaftlichen Zusammenar-
beit auf 20% erhöht. 
 
Vorprojekt Hochwasserschutzdamm Biel-Benken 
Kiefer & Studer AG; Geologie Fr. 62‘289.00 
Markus Vogt; Raumplanung  Fr. 19‘266.00 
Hintermann & Weber AG; Ökologie  Fr. 9‘026.65 
Scherrer AG; Hydraulik Hochwasserzuflüsse  Fr. 5‘580.00 
Böhringer AG; Hydraulik Teilausbau  Fr. 9‘671.40 
Ingenieurbüro Märki AG; Dammprojekt, Koordination Fr. 19‘500.00 
Total   Fr. 125‘333.05 
 
Projekt Konventioneller Bachausbau 
Böhringer AG; Überarbeitung Projekt TBA   Fr. 29‘597.40 
Ingenieurbüro Märki AG; Koordination   Fr. 4‘500.00 
Total   Fr. 34‘097.40 
 
Gesamtkosten gerundet  Fr. 160‘000.00 
 
 
Sämtliche Planerofferten wurden mit einem Kostendach limitiert. Gemäss neuem Kosten-
teiler beträgt der Projektierungskostenanteil für die Gemeinde Biel-Benken noch 40% und 
somit Fr. 64‘000.00, wovon bei einer Realisierung eines Projektes mit HQ100 ca. Fr. 
51‘200.00 durch den Kanton Basel-Landschaft zurück erstattet werden – vorbehältlich der 
Genehmigung durch den Landrat.  
 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Planungskredit Hoch-
wasserschutz entlang des Birsig über Fr. 64‘000.00 zu genehmigen. 
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5. Reglement über die familienergänzende Betreuung (FEB-Reglement) 
 
5.1 Ausgangslage 

Die gesellschaftliche Entwicklung der letzten Jahrzehnte zeichnet sich durch eine zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung der Frauen aus. Dies hatte zur Folge, dass neue Formen der 
Betreuung für die Kinder gesucht werden mussten. Im Kanton Basel-Landschaft gab es 
dafür seit dem Jahr 2001 ein Impulsprogramm zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Als Anschubfinanzierung standen während der Laufzeit von vier Jahren 
2 Mio Franken für neue Betreuungsplätze zur Verfügung. Am 1. Februar 2003 trat das 
Bundesgesetz über die Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung in Kraft, wel-
ches ebenfalls als befristetes Impulsprogramm ausgestaltet war. Im Rahmen beider Pro-
gramme stieg die Platzzahl im Kanton Basel-Landschaft von rund 500 auf 1850 im Jahr 
2013.  
 
Ein kantonales Gesetz über die familienergänzende Betreuung wurde am 11. März 2012 
an der Urne mit 49% Ja-Stimmen ganz knapp verworfen. Aufgrund einer bereits zuvor lan-
cierten Verfassungsinitiative „Für eine bedarfsgerechte Kinderbetreuung“ sowie einer Ge-
setzesinitiative „Für eine bezahlbare familienergänzende Kinderbetreuung im Frühbereich“ 
wurde im Anschluss an die Abstimmung ein Runder Tisch einberufen, der ein neues kan-
tonales Gesetz ausarbeiten sollte. Dieses Gesetz überlässt es den Gemeinden, ob sie 
Institutionen unterstützen wollen, die familienergänzende Angebote führen (Objektfinanzie-
rung), oder ob sie den Eltern Beiträge ausrichten, damit diese entscheiden können, welche 
Angebote sie annehmen wollen (Subjektfinanzierung). Das Gesetz befindet sich zur Zeit in 
einer Spezialkommission des Landrates in Beratung, die Inkraftsetzung per 1. Januar 
2016 würde bereits einen sportlichen Zeitplan darstellen.  
 
Auf Bundesebene wurde am 5. März 2013 über die Anpassung von Art. 115a der Bundes-
verfassung abgestimmt. Bei Annahme der Bestimmung wären Bund und Kantone ver-
pflichtet worden, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sowie Ausbildung zu 
fördern und für ein bedarfsgerechtes Angebot zu sorgen. Die Mehrheit der Stimmenden 
befürwortete die Vorlage, die Neuerung scheiterte am Ständemehr. Die Stimmbevölkerung 
des Kantons Basel-Landschaft nahm die Vorlage mit 53% Ja-Stimmen an.  
 
5.2 Heutige Situation, Bedarf 

Die Gemeinde Biel-Benken verfügt über keine eigenen Angebote im Bereich familiener-
gänzende Betreuung. Sie richtet aber Beiträge aus an verschiedene Institutionen, so den 
Verein Tagesfamilien, die Tagesstätte Chinderträumli oder den Mittagstisch eat-y. Die 
Ausrichtung von Beiträgen erfolgt gestützt auf die Sozialtarife, welche einmal jährlich fest-
gelegt werden.  
 
Die neu entstandenen Angebote der Tagesstätte Chinderträumli, der Mittagstisch eat-y 
zeigen, dass der Bedarf an entsprechenden Angeboten gross ist.  
 

5.3 Reglement 

Da es bislang keine einheitliche Regelung gab, mussten die bereits erwähnten Sozialtarife 
bei jedem neu entstehenden Angebot, das um Subventionierung anfragte, Tarife berech-
net werden. Mit dem neuen FEB-Reglement will der Gemeinderat einerseits von der heuti-
gen Objekt- auf die Subjektfinanzierung wechseln. Die Eltern sollen, wenn sie einen An-
spruch auf Beiträge haben, selber entscheiden können, wo sie ihr Kind betreuen lassen 
wollen. Im Weiteren sollen aber auch für alle Angebote die gleich langen Spiesse gelten 
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was die finanzielle Unterstützung der Eltern betrifft. Diese richtet sich einzig nach dem 
Einkommen, wieviel die Eltern allenfalls in der Lage oder gewillt sind, mehr zu bezahlen, 
ist diesen überlassen.  
 
Das neue Reglement regelt die folgenden Punkte: 
 

- Zweck und Geltungsbereich 
- Umfang des Leistungsanspruches  
- Wer anspruchsberechtigt ist 
- Wie sich das anrechenbare Einkommen berechnet 
- Wie hoch der Beitrag ist, der ausgerichtet wird 
- Wie mit veränderten Verhältnissen umgegangen wird 
- das Verfahren, um Beiträge zu bekommen 
- Rechtsmittel 

 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass keine Beiträge nach dem 
Giesskannenprinzip ausgerichtet werden, sondern nur, wenn der Bedarf effektiv nachge-
wiesen ist. Weitere Details können dem Reglement entnommen werden.  
 
5.4 Tarifliste 

Die Tarifliste wurde im Hinblick auf das neue Reglement angepasst; so gibt es neu nur 
noch den FEB-Tarif, die verschiedenen Tarife für Mittagstisch, Hort, Tagesfamilien etc. 
fallen weg. Die Höhe der Tarife entspricht aber der bisherigen Regelung und wurde nicht 
verändert.  
 
5.5 Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen sind schwierig abzuschätzen, da nach bisher geltender Re-
gelung nur wenige Familien Unterstützung in Anspruch genommen haben bzw. in den Ge-
nuss davon gekommen sind. Im Jahr 2012 wurden rund 16‘000 Franken und im Jahr 2013 
rund 18‘000 Franken ausgerichtet, im Jahr 2014 sind es hochgerechnet auf Ende Jahr und 
19‘000 Franken. Der stete Bevölkerungs- und damit Kinderzuwachs macht sich deutlich 
bemerkbar.  

 

Der Gemeinderat ist unabhängig von den effektiven Beträgen davon überzeugt, dass das 
vorliegende Reglement eine zeitgemässe Lösung darstellt und einem Bedürfnis der Bevöl-
kerung entspricht. Es darf in diesem Zusammenhang auch nicht übersehen werden, dass 
die Berufstätigkeit der Erziehungsberechtigten nicht nur Kosten für die Betreuung der Kin-
der generiert, sondern auch zu höherem Einkommen führt, was wiederum bei den Steuer-
erträgen sichtbar wird.  
 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, das Reglement über die 
familienergänzende Betreuung zu genehmigen.  
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6. Pensionskasse / Information Finanzierung Deckungslücke; Wechsel 
Vorsorgeeinrichtung; Bewilligung Besitzstand und Anpassung Per-
sonalreglement 

 

6.1. Information Ausfinanzierung der Deckungslücke der Basellandschaftlichen 
Pensionskasse  

Um die Beitragsbelastung des Steuerzahlers, der notfalls für Unterdeckungen gerade ste-
hen muss, zu minimieren, hat der Gesetzgeber bei den öffentlich-rechtlichen Pensions-
kassen bisher bewusst einen Deckungsgrad von unter 100 % zugelassen. Aufgrund der 
neuesten Revision des Bundesgesetzes zur beruflichen Vorsorge (BVG) müssen nun je-
doch auch die öffentlich-rechtlichen Pensionskassen über einen Deckungsgrad von 100 % 
verfügen. Die Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK) weist eine massive Deckungs-
lücke auf und bedarf deshalb einer Sanierung. Über das entsprechende Reformpaket 
(Kantonsmodell) hat das Stimmvolk in der Abstimmung vom 22. September 2013 ent-
schieden.  
 
Die Ausfinanzierungskosten für die Gemeinde Biel-Benken betragen (Stand 31.12.2013) 
insgesamt rund CHF 3.97 Mio. Diese setzen sich aus folgenden Positionen zusammen:  
 
 
 Gemeindepersonal Lehrkräfte 

Anteil an Deckungslücke (Aktive) 351‘200 436‘100 
Anteil an Deckungslücke (Rentner) 972‘400 767‘500 
Umstellungskosten auf neue technische Grundlagen 
VZ 2010 für den Rentenbestand 

416‘900 401‘300 

Auskauf der bisher durch den Arbeitgeber im Umla-
geverfahren finanzierten Rententeuerung 

170‘300 54‘500 

Netto-Besitzstandsausgleich durch Primatwechsel* 214‘000 187‘500 
   

Total Anteil Ausfinanzierung 2‘124‘800 1‘846‘900 
 
*Netto-Besitzstandsausgleich: Hinzu kommen von der BLPK gebildete Rückstellungen in 
der Höhe von 430‘100, die der Gemeinde zustehen und an die Ausfinanzierungskosten 
angerechnet werden.  
 

Die Annahme des Gegenvorschlags des Landrats zur Gemeindeinitiative anlässlich der 
Volksabstimmung vom 18. Mai 2014 hat zur Folge, dass der Kanton die Ausfinanzierung 
(inklusive Besitzstand) aller Lehrpersonen des Kindergartens, der Primar- und Musikschu-
le übernimmt.  
 
Für die Gemeinde Biel-Benken bedeutet dies, dass sich die Ausfinanzierungskosten der 
Deckungslücke um CHF 1‘846‘900 (siehe rechte Spalte der Tabelle) reduzieren. Die der 
Gemeinde für das Gemeindepersonal verbleibenden Kosten von CHF 2‘124‘800 (inkl. Be-
sitzstand, vgl. dazu nachfolgend aber Ziffer 6.3) müssen auf Ende Jahr der BLPK über-
wiesen werden. Der definitiv endgültige Betrag richtet sich nach dem erzielten Jahreser-
gebnis 2014 der BLPK und wird im Laufe des Jahres 2015 mit der Gemeinde abgerech-
net. Aufgrund der aktuellen Lage an den Kapitalmärkten darf tendenziell auf eine gewisse 
nachträgliche Reduktion gehofft werden.  
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Gemäss § 16a des Pensionskassengesetzes entscheidet der Gemeinderat ab-
schliessend über die Art der Finanzierung des auszufinanzierenden Betrags. Es 
steht den Gemeinden frei, den Betrag entweder aus der eigenen Kasse und/oder aus Mit-
teln, die auf dem Kapitalmarkt bezogen werden, zu finanzieren oder aber diesen Betrag 
über 20 Jahre zu amortisieren (analog Kanton). Zusätzlich ermöglicht der Kanton den 
Gemeinden und den anderen angeschlossenen, öffentlich-rechtlichen Institutionen, die bei 
der BLPK verbleiben, durch ein «Pooling» bessere Zinskonditionen für die Finanzierung zu 
erhalten. Angesichts der guten finanziellen Lage der Gemeinde Biel-Benken werden ihr 
am freien Markt bessere Konditionen gewährt, weshalb sie die Ausfinanzierung mit einer 
Einmalzahlung per 31. Dezember 2014 durch eine Kapitalaufnahme finanzieren wird.  
 

6.2. Information über die Wahl des Leistungsplans und der Vorsorgeeinrichtung 

Nach der Annahme der Vorlage durch das Stimmvolk und der Inkraftsetzung des Geset-
zes und des dazugehörigen Dekrets per 1. Januar 2015 durch den Regierungsrat stehen 
die Konditionen bezüglich des Leistungsplans der BLPK fest. Die Gemeinden haben bzw. 
hatten bis spätestens 30. November 2014 Zeit, alternative Vorsorgelösungen zu prüfen 
und zu entscheiden, ob sie ihre Angestellten weiterhin bei der BLPK versichern oder eine 
andere Vorsorgelösung treffen wollen.  
 
Die paritätische Vorsorgekommission – bestehend aus je zwei VertreterInnen des Ge-
meinderates und der Arbeitnehmenden – hat als Bedingung für die Einholung von Ver-
gleichsofferten festgelegt, dass der Leistungsplan demjenigen der kantonalen Lösung 
(Kantonsmodell) entsprechen muss, damit keine Ungleichbehandlung zwischen Gemein-
depersonal und Lehrpersonen, welche ebenfalls Angestellte der Gemeinde sind, zustande 
kommt. Weiter hat die Kommission entschieden, dass aus Kosten- wie auch aus administ-
rativen Gründen die Rentner weiterhin bei der BLPK angeschlossen bleiben sollen, da ge-
setzlich keine Kürzungen von Pensionierten-Renten möglich sind.  
 
In der Kommission bestand schliesslich auch Einigkeit darüber, dass für einen allfälligen 
Wechsel lediglich eine Versicherungslösung in Betracht gezogen werden soll, bei welcher 
eine mögliche Nachschusspflicht bei einer künftigen Unterdeckung vermieden wird, wovon 
sowohl Arbeitgeber (Gemeinde) als auch Arbeitnehmende profitieren.  
 
Beim sogenannten Kantonsmodell der BLPK, das wie erwähnt als Basis für die Ver-
gleichsofferten diente, haben die Arbeitnehmenden gegenüber der heutigen Pensionskas-
senlösung folgende Einbussen in Kauf zu nehmen:  
 
a. Wechsel zum Beitragsprimat – geringere Renten  
Die Rentenhöhe ist im Gegensatz zum Leistungsprimat (60% des zuletzt versicherten 
Lohns) nicht mehr garantiert. Pensionierte beziehen künftig eine Rente in der Höhe ihrer 
tatsächlich erfolgten Einzahlungen (Sparkapital); avisiert sind zwar 60% des versicherten 
Lohnes, das konkrete Erreichen dieses Zieles hängt von der Anzahl der Beitragsjahre, 
allfälligen Pensenwechseln, Rück-Einkäufen und ähnlichem ab. Insbesondere für die über 
40-Jährigen bringt der Wechsel eine zum Teil empfindliche Einbusse mit sich.  
 
b. Höhere Prämien  
Im Gegenzug werden aufgrund des Primatwechsels die Beiträge höher ausfallen (neu ma-
ximal 27.4% / bisher maximal 22.5% des versicherten Lohns). Neu wird beiden Beitrags-
verpflichteten eine Risikoprämie für Invalidität in Rechnung gestellt, welche im Leistungs-
primat durch ein Umlageverfahren finanziert wurde. Zudem werden künftig die Arbeitneh-
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menden 5% mehr von der Beitragsaufteilung übernehmen müssen (Arbeitgeber 55%, Ar-
beitnehmende 45% / bisher betrug die Beitragsaufteilung 60% zu 40%). Die Verwaltungs-
kosten werden analog der Kantonslösung (und wie bisher) vom Arbeitgeber übernommen. 
 
c. Keine Beiträge mehr an Frühpensionierungen  
Die bisher durch den Arbeitgeber an Frühpensionierungen geleisteten Beiträge von maxi-
mal CHF 100‘000 als Überbrückungsrente werden ersatzlos gestrichen.  
 
d. Erhöhung Pensionierungsalter  
Das Pensionierungsalter wird bei der BLPK generell von 64 auf 65 Jahre erhöht. 
 
Im Rahmen der Prüfung der künftigen Vorsorgelösung hat der Gemeinderat mit Unterstüt-
zung eines unabhängigen Beratungsbüros (Experten für berufliche Vorsorge) vier konkrete 
Offerten eingeholt und einen detaillierten Vergleich vorgenommen. Dabei zeigte sich, dass 
die Swiss Life das vorteilhafteste Angebot unterbreitet hat: Bei nur gering höherem Ge-
samtprämienaufwand (+ 4.0%) werden deutlich höhere Altersrenten (im Durchschnitt + 
8.9%) als bei der BLPK nach Beitragsprimat erzielt. Diese höheren Altersleistungen resul-
tieren bei gleichen Sparbeiträgen aufgrund des höheren Umwandlungssatzes von 6.8%. 
Sie erreichen aber bei den meisten der über 40-Jährigen und bei allen über 50-Jährigen 
nie mehr das Niveau der bisher geltenden Renten nach Leistungsprimat. 
 
Der erwähnte Umwandlungssatz darf nach menschlichem Ermessen für die kommenden 
fünf Jahre als stabil angenommen werden. Auf Bundesebene wird in den eidgenössischen 
Räten im Zusammenhang mit dem Rentenplan 2020 von einer möglichen Senkung auf 
6.0% gesprochen. Erfahrungsgemäss würde eine dannzumalige Senkung des Umwand-
lungssatzes wohl in mehreren Schritten verteilt auf drei bis fünf Jahre erfolgen.  
 
Weitere Vorteile des Swiss Life Angebots sind: Für die weiblichen Angestellten verbleibt 
das Rentenalter bei 64 Jahren, und für die Gemeinde kann sich – wie bereits erwähnt – 
bei einer allfälligen Unterdeckung keine Nachschusspflicht ergeben. 
 
 
Der Offertvergleich zeigt folgendes Bild: 
 BLPK Swiss Life 

Sparbeitrag**                 (55% / 45%) 217‘038 217‘038 
Risikobeitrag**               (55% / 45%) 25‘998 31‘548 
Verwaltungskosten**      (100% / 0%) 4‘453 5‘981 
   
Total Prämienaufwand 247‘489 254‘567 

Arbeitgeberanteil 55% (inkl. Verwaltungskosten) 138‘123 142‘703 

Ordentliches Rentenalter (M / F ) 65 / 65 65 / 64 
Umwandlungssatz BVG obligatorisch 5.8% 6.8% 
Umwandlungssatz BVG überobligatorisch 5.8% 5.835% / 

5.7186% 
Durchschnittliche Differenz planmässiger Altersrenten  + 8.9% 
 
 
**Die vorstehenden Beitragszahlen beziehen sich auf den Personalbestand per Mai 2014. 
Dieser Bestand hat sich durch eine vorzeitige Pensionierung per Ende 2014, die Neuan-
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stellung einer nur risikoversicherten Person sowie zweier jüngerer Mitarbeitender verän-
dert. Swiss Life hat eine Offerte für den neuen Personalbestand nachgereicht, die BLPK 
hatte kein entsprechendes Interesse. Aufgrund der Vergleichbarkeit sind in der oben ste-
henden Tabelle die nicht ganz aktuellen Zahlen der Swiss Life aufgeführt, am Verhältnis 
zwischen den Angeboten ändert dies indes nichts.  
 
Die aktuellen Zahlen der Swiss Life stellen sich wie folgt dar: 
 

Sparbeitrag                 (55% / 45 %) 200‘974 
Risikobeitrag               (55% / 45%) 33‘593 
Verwaltungskosten      (100% / 0%) 14‘180 

Total Prämienaufwand 248‘747 
Arbeitgeberanteil 55% (inkl. Verwaltungskosten) 143‘191.85 
 
 

Nach Abwägung aller Fakten haben sich sowohl die Vorsorgekommission als auch der 
Gemeinderat und das gesamte Gemeindepersonal je einstimmig für einen Wechsel der 
Vorsorgeeinrichtung per 1. Januar 2015 von der Basellandschaftlichen Pensionskasse zur 
Swiss Life entschieden.  
 
Der Gemeinderat unterbreitet der Gemeindeversammlung,  
- die Information über die Ausfinanzierung der Deckungslücke der Pensionskasse 

und 
- den Leistungsplan sowie die Wahl der Vorsorgeeinrichtung  
zur Kenntnisnahme. 
 

6.3 Kostenbeitrag zur Wahrung des Besitzstandes  

Die in der kollektiven Finanzierung des Leistungsprimats vorgesehenen Umverteilungs-
mechanismen verursachen bei der Umstellung auf das Beitragsprimat und dessen indivi-
dueller Finanzierung unter gewissen kumulativ gegebenen Voraussetzungen (Dienstalter 
und effektives Alter) eine Finanzierungslücke, welche die betroffenen Personen trotz den 
für die Zukunft geltenden höheren Sparbeiträgen nicht mehr ausgleichen können und da-
her bei ihrer Rente eine (teilweise massive) Einbusse hinnehmen müssen.  

 
Zur Verhinderung dieses Nachteils hat der Kanton Basel-Landschaft für die davon betrof-
fenen Mitarbeitenden (Arbeitnehmende über 50 Jahre) eine Besitzstandsregelung be-
schlossen, welche das Sparkapital im Beitragsprimat mit Zusatzgutschriften erhöht, so 
dass die Lücke zwischen der Rente im Leistungsprimat und derjenigen im Beitragsprimat 
geschlossen werden kann. Voraussetzung ist, dass ein Anspruch auf eine maximale Zu-
satzgutschrift besteht (Dekret der BLPK geregelt).  
 
Diese Besitzstandsregelung wird aufgrund der Abstimmung vom 18. Mai 2014 nebst allen 
Kantonsangestellten auch den Lehrpersonen des Kindergartens sowie der Primar- und 
Musikschule – welche ebenfalls Angestellte der Gemeinde sind – garantiert. Die entspre-
chenden Ausfinanzierungskosten (CHF 187‘500, siehe unter a)) werden vom Kanton 
übernommen. Bei den Lehrkräften kommt hinzu, dass ihnen bei Stellenwechsel innerhalb 
des Kantons alle früheren Beitragsjahre voll angerechnet werden (erweiterter Besitzstand), 
während Mitarbeitende der Gemeinde im gleichen Fall (Beschäftigung beim Kanton oder 
anderen Gemeinden vor Stellenantritt in Biel-Benken) die früheren Beitragsjahre verlieren.  
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Der Gemeinderat vertritt die Ansicht, dass eine Ungleichbehandlung von Lehrpersonen 
und den übrigen Gemeindeangestellten willkürlich erscheint, weshalb die Besitzstandsre-
gelung für alle Betroffenen angewendet werden soll. Zumal – wie bereits erläutert – alle 
arbeitnehmenden Personen zur Ausfinanzierung der Deckungslücken künftig anteilmässig 
mehr Beiträge (+ 5%) bezahlen müssen.  
 
Der von der BLPK ausgewiesene Besitzstandsausgleich für das Gemeindepersonal be-
trägt netto CHF 214‘000. Höhere planmässige Altersleistungen (wie bei der Swiss Life) 
führen erfahrungsgemäss zu einer Senkung der Besitzstandskosten, weil eine geringere 
Rentendifferenz ausgeglichen werden muss. Da eine exakte Berechnung zu diesem Zeit-
punkt jedoch nicht möglich ist, beantragen der Gemeinderat und die paritätische Vorsor-
gekommission den gesamten, zusätzlich und einmalig zu leistenden Betrag.  
 
Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass dieser Betrag in die neue Vorsorgeeinrichtung ein-
gebracht werden soll, so wie es bei einem Verbleib bei der BLPK auch der Fall wäre, und 
so wie es für die Lehrpersonen gemacht wird. Dies erscheint auch deshalb gerechtfertigt, 
weil die Vorsorgekosten der Gemeinde durch die Senkung des Anteils der Arbeitgeberbei-
träge (von 60% auf 55%) sowie durch den vollständigen Wegfall der Überbrückungsrenten 
bei vorzeitiger Pensionierung dauerhaft reduziert worden sind. 
 
Gemäss § 16a des Pensionskassengesetzes entscheidet die Gemeindeversamm-
lung über den Betrag der Besitzstandsregelung. Dieser Beschluss ist ein Entscheid 
über eine ungebundene Ausgabe, wird jedoch ausdrücklich vom Referendum ausgenom-
men.  
 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, der Besitzstandsregelung 
für das Gemeindepersonal gemäss Kantonsmodell zuzustimmen und zur Finanzie-
rung einen Kredit von maximal CHF 214‘000 zu genehmigen. 
 

6.4 Genehmigung Anpassung Personalreglement 
Das Personalreglement der Gemeinde Biel-Benken sieht in § 69 Abs. 2 vor, dass die Mit-
arbeitenden mit öffentlich-rechtlichem Arbeitsvertrag bei der Basellandschaftlichen Pensi-
onskasse vorsorgeversichert sind. Diese Bestimmung ist dahingehend zu ändern, dass die 
Mitarbeitenden bei einer anerkannten Vorsorgeeinrichtung versichert sind. Diese Formulie-
rung ermöglicht auch in Zukunft einen allfälligen weiteren Wechsel der Vorsorgeeinrich-
tung.  
 

Personalreglement alt Personalreglement neu 

§ 69 Abs. 2  

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit öffent-
lich-rechtlichem Anstellungsvertrag sind bei 
der Basellandschaftlichen Pensionskasse 
versichert. 

Mitarbeitende mit öffentlich-rechtlichem An-
stellungsvertrag sind bei einer anerkannten 
Vorsorgeeinrichtung versichert.  

 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, der Änderung des Perso-
nalreglementes zuzustimmen. 
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7. Erneuerungswahl Umweltschutzkommission 

Die Umweltschutzkommission besteht aus vier von der Gemeindeversammlung zu wäh-
lenden Mitgliedern sowie drei von Amtes wegen in die Kommission delegierten Personen. 
Von Amtes wegen Einsitz haben aus dem Gemeinderat der Ressortverantwortliche Um-
weltschutz, Gemeinderat Daniel Kaderli, der mit dem Häckseldienst beauftragte Landwirt 
Stephan Brodbeck sowie Bauabteilungsleiter Enrico Andreotti als Verbindungsglied zur 
Verwaltung und als Aktuar. 
 
Die vierjährige Amtszeit ist am 25. September 2014 abgelaufen und die Mitglieder sind in 
ihrem Amt neu zu bestätigen. Die bisherigen Mitglieder der Umweltschutzkommission, 
Barbara Schumacher, Judith Heckendorn, Erna Bauer und Peter Gemperle, stellen 
sich für eine weitere Amtsperiode zur Verfügung. Die Kandidierenden werden sich an der 
Gemeindeversammlung kurz vorstellen. 
 
 

8. Ersatzwahl Baukommission 

Die Baukommission ist eine beratende Kommission des Gemeinderates und besteht aus 
fünf Mitgliedern. Sie befasst sich mit Ausnahmeanträgen, Gestaltungsfragen, dem Bauen 
in der Kernzone sowie weiteren fachspezifischen Aufgaben. Markus Jermann war an der 
Gemeindeversammlung vom 19. Juni 2000 als ortsungebundener Architekt und Planer in 
die Baukommission gewählt worden, per Ende 2014 wird er vorzeitig aus der Kommission 
zurücktreten.  

 

Für die verbleibende Amtsperiode bis zum 30. Juni 2016 gilt es nun, ein neues Mitglied in 
diese Kommission (einen ortsungebundenen Architekten) zu wählen. Bis zum Versand der 
Einladung hat sich eine Person – Salvatore Achille – zur Wahl angemeldet. Der Kandi-
dierende wird sich an der Gemeindeversammlung kurz vorstellen. Weitere interessierte 
Personen können sich bei der Gemeindeverwaltung melden oder sich direkt an der Ge-
meindeversammlung zur Wahl stellen. 
 


